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1. Vorfälligkeitsentschädigung – pauschalierter 
Institutsaufwand ist unzulässig

In einem vom Oberlandesgericht Frankfurt a.M. (OLG) entschiedenen Fall 
verwendete eine Bank eine Software, die bei der vorzeitigen Tilgung eines 
Verbraucherimmobiliar-Darlehens in die Berechnung der Vorfälligkeits-
entschädigung einen pauschalierten sog. Institutionsaufwand von 300 € 
integrierte.

Die OLG-Richter kamen zu dem Urteil, dass der hier in Rechnung gestellte 
pauschale Aufwand für die vorzeitige Darlehensrückführung in Höhe von 
300 € nur dann verlangt werden kann, wenn dem Verbraucher ausdrücklich 
der Nachweis eines geringeren oder entfallenden Schadens seitens der Bank 
gestattet ist. Das war hier nicht der Fall.

In seinem Beschluss v. 5.10.2023 stellt der Europäische Gerichtshof (EuGH) 
fest, dass die Lieferanten und Händler eines Produkts in ihrer visuell wahr-
nehmbaren Werbung oder in ihrem technischem Werbematerial auf die 
Energieeffizienzklasse dieses Produkts und das Spektrum der auf dem Etikett 
der betreffenden Produktgruppe verfügbaren Effizienzklassen hinweisen müssen.

So können laut EuGH in der Werbung die Energieeffizienzklasse und das 
Spektrum der Effizienzklassen lesbar und sichtbar mittels einer für einen 
normal informierten, angemessen aufmerksamen und verständigen Durch- 
schnittsverbraucher leicht verständlichen Wendung (wie etwa: „Die Energie-
effizienzklasse dieses Modells/Produkts ist [einschlägiger Buchstabe] 
innerhalb eines Spektrums von [erster Buchstabe] bis [letzter Buchstabe]“) 
angegeben oder der Buchstabe der betreffenden Klasse in einem Pfeil mit 
der Hintergrundfarbe des entsprechenden Buchstabens des Spektrums der 
Effizienzklassen wiedergegeben und neben diesem Pfeil der Umfang des 
Spektrums mittels einer Angabe oder eines gleichwertigen Symbols präzisiert 
werden, die oder das für einen solchen Verbraucher leicht verständlich ist. 
Positionierung, Schriftart und Schriftgröße dieser Hinweise sind so zu wählen, 
dass die lesbar und sichtbar sind und somit für den Verbraucher klar aus der 
Werbung hervorgehen.

2. Hinweis auf Energieeffizienzklassen und 
Spektrum der Effizienzklassen
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3. Leistungsverbesserung in der gesetzlichen Pflegeversicherung

Die Reform der gesetzlichen Pflegeversicherung erfolgt in mehreren Schritten. 
Zum 1.7.2023 wurde bereits der Beitrag zur Pflegeversicherung angehoben, 
zum Januar 2024 gibt es Leistungsverbesserungen und zum 1.1.2025 werden 
sämtliche Leistungsbeträge nochmals angehoben. Hier einmal die wichtigsten 
Punkte der Leistungsverbesserungen zum 1.1.2024:

‣ �Erhöhung des Pflegegelds und der ambulanten Sachleistungsbeträge um 
jeweils 5 %.

‣ �Das Pflegeunterstützungsgeld kann von Angehörigen künftig pro Kalender-
jahr für bis zu zehn Arbeitstage je pflegebedürftiger Person in Anspruch 
genommen werden. Bisher war es beschränkt auf einmalig insgesamt zehn 
Arbeitstage je pflegebedürftiger Person.

‣ �Familien mit pflegebedürftigen Kindern: Einführung des Anspruchs auf 
den gemeinsamen Jahresbetrag aus Verhinderungs- und Kurzzeitpflege für 
Pflegebedürftige der Pflegegrade 4 und 5, die das 25. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben.

‣ �Der Zugang pflegender Angehöriger zu Vorsorge- und Rehabilitations- 
leistungen wird erleichtert, indem die Möglichkeit zur Mitaufnahme des 
Pflegebedürftigen in die stationäre Vorsorge- oder Rehabilitationseinrich-
tung der Pflegeperson erweitert und weiterentwickelt wird.

‣ �Die Zuschläge, die die Pflegekasse an die Pflegebedürftigen in vollstatio-
nären Pflegeeinrichtungen zahlt, werden erhöht. Bei 0 – 12 Monaten 
Verweildauer wird der Zuschlag von 5 % auf 15 %, bei 13 – 24 Monaten von 
25 % auf 30 %, bei 25 – 36 Monaten von 45 % auf 50 % und bei mehr als 
36 Monaten von 70 % auf 75 % angehoben.

Die Leistungsbeträge für Verhinderungspflege und für Kurzzeitpflege 
werden zum 1.7.2025 in einem neuen gemeinsamen Jahresbetrag für 
Verhinderungspflege und Kurzzeitpflege zusammengeführt. Künftig steht 
damit ein Gesamtleistungsbetrag von bis zu 3.539 € zur Verfügung, den die 
Anspruchsberechtigten nach ihrer Wahl flexibel für beide Leistungsarten 
einsetzen können. Die bisherige sechsmonatige Vorpflegezeit vor erstmaliger 
Inanspruchnahme der Verhinderungspflege wird abgeschafft, sodass die 
Leistungen künftig unmittelbar ab Feststellung von mindestens Pflegegrad 2 
genutzt werden können. Zum 1.1.2025 und zum 1.1.2028 werden die Geld- 
und Sachleistungen regelhaft in Anlehnung an die Preisentwicklung auto-
matisch dynamisiert.
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4. Vollzeit- bzw. Teilzeitbeschäftigte – 
Schwellenwert für zusätzliche Vergütung

Das mit dem Rechtsstreit zwischen einem Piloten und einem Luftfahrt- 
unternehmen befasste deutsche Bundesarbeitsgericht hat ein Vorabentschei- 
dungsersuchen an den Europäischen Gerichtshof (EuGH) gerichtet. Es wollte 
wissen, ob eine nationale Regelung, nach der ein Teilzeitbeschäftigter die 
gleiche Zahl Arbeitsstunden wie ein Vollzeitbeschäftigter leisten muss, um 
eine zusätzliche Vergütung zu erhalten, eine Diskriminierung darstellt, die 
nach dem Unionsrecht verboten ist. 

In seiner Entscheidung vom 19.10.2023 hat der EuGH dies bejaht. Er stellte 
zunächst fest, dass die teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer während der Zeit 
ihrer Beschäftigung die gleichen Aufgaben wahrnehmen wie die vollzeitbe-
schäftigten Arbeitnehmer oder die gleiche Arbeitsstelle wie diese bekleiden. 
Damit ist die Situation beider Arbeitnehmerkategorien vergleichbar. Teil-
zeitbeschäftigte dürfen nicht schlechter behandelt werden, wenn es darum 
geht, eine erhöhte Vergütung wegen Überschreitung einer bestimmten Zahl 
an Arbeitsstunden zu erhalten.

5. Umgangskontakt – Verstoß gegen formlose 
Telefonvereinbarung

In einem vom Kammergericht Berlin entschiedenen Fall hatte ein Vater gegen 
eine mit der Mutter des Kindes informelle Telefonvereinbarung verstoßen. Die 
Mutter stellte einen Ordnungsgeldantrag, welchen das Amtsgericht zurück-
wies. Die Richter des Kammergerichts Berlin bestätigten diese Entscheidung. 

Welche Formen des Umgangskontakts von einer konkreten Umgangsregelung 
ausgeschlossen sind, muss im Einzelfall entschieden werden. Bei der Inter- 
pretation solcher Regelungen ist es wichtig, dass klar ist, was von der be-
troffenen Person erwartet wird. Die Person muss bei vernünftiger Betrach- 
tung genau verstehen können, was die Regelung von ihr fordert. Dabei sollten 
die Anforderungen nicht zu streng sein. Es muss sowohl die Durchsetzbar-
keit der Regelungen als auch die Verpflichtung der Eltern, sich angemessen 
und fair zu verhalten, berücksichtigt werden.

Wenn ein Elternteil sein Kind anruft, verstößt dies nicht gegen eine gerichtliche 
Vereinbarung, die nur die Zeiten für den persönlichen Kontakt und die 
Urlaubsbesuche festlegt, besonders wenn die Eltern sich informell auch auf 
Telefonzeiten geeinigt haben und diese informelle Vereinbarung bewusst 
nicht in die offizielle gerichtliche Vereinbarung aufgenommen wurde.
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6. Keine Verbindlichkeit bei der Formulierung 
„Voraussichtlicher Baubeginn ...“

Nach der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil B (VOB/B) ist 
die Ausführung nach den verbindlichen Fristen (Vertragsfristen) zu beginnen, 
angemessen zu fördern und zu vollenden. Bei einer Formulierung „voraus-
sichtlich (Datum)“ fehlt es jedoch für die Annahme einer verbindlichen 
Vertragsfrist an der erforderlichen Eindeutigkeit.

Ist für den Beginn der Ausführung keine Frist vereinbart, so hat der Auftrag-
geber dem Auftragnehmer auf Verlangen Auskunft über den voraussichtlichen 
Beginn zu erteilen. Der Auftragnehmer hat innerhalb von 12 Werktagen 
nach Aufforderung durch den Auftraggeber zu beginnen.

Ist der Auftragnehmer zur Erbringung von Bauleistungen verpflichtet, kommt 
es für den Beginn der Ausführung grundsätzlich auf die tatsächliche Arbeits- 
aufnahme auf der Baustelle an. Haben beispielsweise die Vertragsparteien 
die ständige Anwesenheit von mindestens vier Arbeitskräften auf der  
Baustelle festgelegt, reicht der Einsatz von nur einer Arbeitskraft durch 
den Auftragnehmer für den Arbeitsbeginn nicht aus.

Sollte der Auftragnehmer den Start der Arbeiten hinauszögern, ist es dem 
Auftraggeber möglich, ihm eine angemessene Zeitspanne für den Arbeitsbeginn 
zu setzen und im Falle der Nichteinhaltung mit Vertragsauflösung zu drohen. 
Diese Zeitspanne darf durchaus kurz ausfallen und muss nicht die gesamte 
üblicherweise benötigte Zeit für die Vorbereitung der Arbeiten umfassen.

7. Mitteilungspflicht bei Schwammbefall

Ein vorsätzliches Verschweigen von Tatsachen kann als betrügerisches Verhalten 
angesehen werden, sofern eine Verpflichtung zur Offenlegung dieser Tatsachen 
besteht. Eine Offenlegungspflicht tritt jedoch nur dann in Kraft, wenn der 
andere Vertragspartner im Rahmen von Treu und Glauben sowie den gängigen 
gesellschaftlichen Normen vernünftigerweise mit einer Aufklärung rechnen 
kann. Im Allgemeinen liegt es in der Verantwortung jedes Beteiligten, sich 
um die eigenen Interessen zu kümmern. Es gibt keine generelle Verpflichtung, 
alle potenziell entscheidenden Informationen für den Entschluss des anderen 
Vertragsteils von sich aus preiszugeben. Es ist vielmehr so, dass ein Vertrags-
partner lediglich dazu verpflichtet ist, den anderen über jene Umstände in 
Kenntnis zu setzen, die den eigentlichen Zweck des Vertrags zunichtemachen 
könnten und somit für dessen Entscheidungsfindung erheblich sind – und 
das auch nur dann, wenn eine solche Mitteilung nach allgemeinem gesell-
schaftlichen Verständnis zu erwarten wäre.

Vor diesem Hintergrund entschieden die Richter des OLG Rostock, dass der 
Befall eines Hauses mit Hausschwamm dem Käufer vom Verkäufer selbst 
dann mitzuteilen ist, wenn er diesen hat fachgerecht beseitigen lassen.

Ferner besteht die Mitteilungspflicht auch dann, wenn der Schwammbefall 
für den Käufer möglicherweise erkennbar ist.
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9. Zwei Testamente – Zeitpunkt der Erstellung 
entscheidend

Sofern zwei Testamente existieren und nicht feststellbar ist, welches von 
beiden zuletzt verfasst wurde, werden sie als gleichzeitig erstellt betrachtet. 
Das bedeutet, dass man nicht davon ausgehen kann, dass das zuletzt erstellte 
Testament das frühere aufhebt, wie es das Bürgerliche Gesetzbuchs normaler-

8. Kein Anspruch auf günstige Schichtzeiten 
wegen Kinderbetreuung

In einem vom Landesarbeitsgericht Mecklenburg-Vorpommern entschiedenen 
Fall arbeitete eine Mitarbeiterin 40 Stunden die Woche. Arbeitsvertraglich 
war sie zur Leistung von Sonntags-, Feiertags- und Mehrarbeit verpflichtet. 
In dem Unternehmen galt ein 3-Schicht-Modell. Nach der Geburt ihrer 
Zwillinge reichte sie bei ihrem Arbeitgeber den Wunsch ein, ihre Arbeitszeit 
auf 35 Stunden wöchentlich zu begrenzen und ausschließlich von Montag 
bis Freitag zwischen 7:40 und 16:40 Uhr tätig zu sein, um sich außerhalb 
dieser Zeiten um ihre Kinder kümmern zu können, da die Kinderbetreuungs-
einrichtungen zu anderen Zeiten geschlossen sind. Der Arbeitgeber gab 
dem Wunsch der Arbeitszeitreduzierung nach, widersprach allerdings der 
gewünschten Arbeitszeitverteilung. Die Richter gaben ihm Recht.

Bei der Bestimmung der Lage der Arbeitszeit muss der Arbeitgeber nach 
Möglichkeit auch auf die Personensorgepflichten des Arbeitnehmers Rücksicht 
nehmen, sofern betriebliche Gründe oder berechtigte Belange anderer Arbeit- 
nehmer nicht entgegenstehen.

Im Rahmen der Interessenabwägung ist es dem Arbeitgeber gestattet, sich 
auf die klar erkennbaren persönlichen Lebensumstände der Arbeitnehmer zu 
konzentrieren, ohne eingehende Untersuchungen über deren familiäre Situation 
anstellen zu müssen. Dies ist ihm bereits aufgrund des Datenschutzes und 
der Wahrung der Privatsphäre der Angestellten nicht gestattet. Insbesondere 
ist der Arbeitgeber nicht in der Lage, zu prüfen, ob es nicht doch zumutbare 
anderweitige Möglichkeiten einer Betreuung gibt, sei es durch den anderen 
Elternteil, Lebenspartner, Angehörige, Verwandte, Freunde etc. oder eben 
durch Dienstleister wie Kindertagesstätten oder Tagesmütter.

Dass es den anderen Mitarbeitern gelingt, arbeitsvertragliche und familiäre 
Pflichten miteinander zu vereinbaren, rechtfertigt es nicht, diese durch die 
vermehrte Zuweisung ungünstiger Schichten zusätzlich zu belasten.

weise vorsieht, falls das neuere Testament dem älteren widerspricht. Wenn zwei 
gleichzeitig erstellte Testamente sich in bestimmten Punkten widersprechen, 
sind diese widersprüchlichen Teile ungültig.
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Aktuelle Kanzlei-News

Unsere neue Büroanschrift seit dem 20.11.2023: 
Portlandweg 2, 53227 Bonn

Wir freuen uns, Sie in unseren neuen Büroräumlichkeiten im Bonner Bogen 
unter der Anschrift Portlandweg 2, 53227 Bonn, begrüßen zu können.

Unsere neue Büroadresse besticht durch Nachhaltigkeit, eine Hightech-
Ausstattung sowie eine spektakuläre Architektur. Die Büroräumlichkeiten 
wurden im Jahr 2014 von der Deutschen Gesellschaft für nachhaltiges 
Bauen (DGNB) mit dem DGNB-Zertifikat in Gold ausgezeichnet. Besonders 
hervorgehoben wurde die ökologische Qualität durch die Auswahl umwelt-
schonender und schadstofffreier Materialien und Baustoffe sowie die hohe 
Energieeffizienz.

Die Büroimmobilie wird durch eine der größten und effizientesten Geo-
thermieanlagen in Europa sowohl mit Kälte als auch mit Wärme versorgt. 
Die Anlage nutzt einen Grundwasserleiter als Energiespeicher. Im Sommer 
fördern Brunnen kaltes Grundwasser aus einem Teil des Speichers, welches 
zum kühlen der Gebäude genutzt wird. Das so erwärmte Grundwasser wird 
in einem anderen Teil der Anlage gespeichert. Im Winter wird das erwärmte 
Grundwasser als Energiequelle für eine Wärmepumpe genutzt, die einen 
Großteil des Heizbedarfs zur Verfügung stellt.

Gegenüber einer Beheizung mit Erdgas spart die Anlage ca. 400 Tonnen CO2 
im Jahr. Dies ist ein ausgesprochen positiver Wert. Wir freuen uns, durch 
unseren Umzug nun Teil der nachhaltigen Lösung im Bonner Bogen zu sein.

Dr. Stefan Hiebl
Rechtsanwalt
Fachanwalt für Strafrecht
Tel.: +49 228 62092-49
E-Mail: hiebl@ehm-kanzlei.de

mailto:hiebl%40ehm-kanzlei.de?subject=
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Basiszinssatz (§ 247 Abs. 1 BGB): 
seit 1.7.2023 = 3,12 % 
1.1. – 30.6.2023 = 1,62 %
1.7.2016. – 31.12.2022 = -0,88 % 
1.1.2015 – 30.6.2016 = -0,83 %

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: www.bundesbank.de und 
dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz (§ 288 BGB seit 1.1.2002): 
Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz +5 Prozentpunkte; 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz +8 Prozentpunkte;
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz +9 Prozentpunkte; 
zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex (2020 = 100):  
2023: September = 117,8; August = 117,5; Juli = 117,1;  
Juni = 116,8; Mai = 116,5; April = 116,6; März = 116,1;  
Februar = 115,2; Januar = 114,3 
2022: Dezember = 113,2; November = 113,7; Oktober = 113,5

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 
www.destatis.de – Zahlen und Fakten – Konjunkturindikatoren

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht 
ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, 
werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissenhafter 
Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

Kurz notiert

Besten Dank für das uns im Jahr 2023 
entgegengebrachte Vertrauen, frohe 
Weihnachten und ein gesundes und 
erfolgreiches neues Jahr!
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Eimer Heuschmid Mehle
Rechtsanwälte Partnerschaft mbB
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www.ehm-kanzlei.de
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